Rede des Fraktionssprechers der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN,

Joachim Riechel,

zur Sondersitzung des Rates am 28.01.2010

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen,
eine Sondersitzung des Rates beantragt man nicht mal eben so aus Spaß oder um die politischen Kontrahenten zu ärgern. 
Die grüne Fraktion hätte sich nicht zu diesem Schritt durchgerungen, wenn sie nicht das Gefühl haben müsste, dass hier ein wichtiges und nach langem und kompliziertem Vorlauf komplett durchgeplantes und durchfinanziertes Investitionsprojekt der Stadt in Gefahr gebracht wird.
In Gefahr gebracht durch das vermutlich rechtswidrige Vorgehen eines wild gewordenen Regierungspräsidenten einerseits und den voraus eilenden Gehorsam eines platt am Rat vorbei agierenden Oberbürgermeisters andererseits.
Zu den Fakten :

Im Mai und im September 2009 hat dieser Rat nach langwierigen Planungen, Verhandlungen und Abstimmungen mit den Tierschützern, der Landesaufsicht und der Fachverwaltung einstimmig beschlossen, an der Hasselstraße ein neues Tierheim zu bauen. 
Endlich und eigentlich viel zu spät, denn das bestehende Tierheim auf dem Kratzkopf ist für eine Stadt der Größenordnung Hagens seit vielen Jahren völlig unzureichend und obendrein nicht tierschutzgerecht. Es darf auf Dauer so nicht mehr betrieben werden. 
Zumindest darin waren sich alle Beteiligten einig, denn über die unhaltbaren Zustände im Tierheim an der Natorpstrasse lagen umfangreiche Mängellisten vor, die nicht nur die Tierschützer, sondern auch die Aufsichtsbehörde – also die Bezirksregierung in Arnsberg und später auch das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NW – zum Anlass genommen hatten, mehrfach und sogar ultimativ das Abstellen dieser Mängel von der Stadt zu verlangen. 
Denn – und das muss hier noch einmal deutlich gesagt werden – im Gegensatz zu vielen anderen Maßnahmen und Investitionen, die aus den Fördermitteln des Konjunkturpakets 2 bestritten werden können und von der Aufsicht völlig unbeanstandet zur Kenntnis genommen wurden, ist der kommunale Tierschutz eine gesetzliche Pflichtaufgabe für die Stadt Hagen – und gerade hier legt Herr Diegel unverständlicher- und unerlaubterweise Hand an.
Vor den Rats-Beschlüssen im Jahr 2009 hatte es mehrjährige ausführliche Diskussionen über die Notwendigkeit, den Standort, die Ausgestaltung und  die Größenordnung des Tierheimneubaus gegeben. 
Außerdem haben die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen des Tierschutzvereins enorme Beträge aus privaten Spenden mobilisiert, die in den Neubau fließen sollen, damit das neue Tierheim nicht nur die minimalen Basisanforderungen erfüllt, sondern für die Tiere wie für die dort Beschäftigten ein erträglicher Aufenthaltsort wird.
Noch mal in aller Deutlichkeit: 
Mitte 2009 war jedes Mitglied dieses Rates, jeder in der Stadtführung und offenkundig auch die Bezirksregierung in Arnsberg völlig einverstanden mit den Neubauplänen für das Tierheim in der vorliegenden Form. 
Denn im Juni 2009 schickte Arnsberg der Stadt einen Bescheid über die gesamte, von der Stadt Hagen veranschlagte und aus dem Konjunkturpaket 2 zu finanzierende Investitionssumme, also auch über die Mittel, die für den Bau des Tierheims beantragt wurden. 
Hätte Arnsberg grundsätzliche Bedenken gegen die Finanzierung der Maßnahme geltend machen wollen, wäre vor dem Hintergrund der Verfallbarkeit der Fördermittel aus dem Konjunkturpaket und des daraus resultierenden engen Terminplanes für den geplanten Neubau des Tierheims die Ratssitzung im Mai 2009 der letzte geeignete Zeitpunkt dafür gewesen. Vertreter der Bezirksregierung waren beim Beschluss im Raum und haben sich nicht geäußert.
Offensichtlich gab es bis dahin keine Einwände. Der Regierungspräsident ließ die Stadt weiter planen und die Tierschützer weiter Spenden sammeln. Mehr als ein halbes Jahr war verstrichen, als er kurz vor Weihnachten 2009 der Stadt in einem Schreiben lapidar mitteilte, dass er die Mittel für den längst beschlossenen Tierheimbau nicht freigibt. 
Seine Begründung ist völlig hanebüchen, muss uns aber hier gar nicht weiter interessieren. Denn das Vorgehen des RP ist schlicht rechtswidrig: 
Die Bezirksregierung hat nämlich die Mittelvergabe aus dem Konjunkturpaket nur zu organisieren und zu verwalten, nicht jedoch inhaltlich und materiell zu prüfen oder gar zu bewilligen. 
Vor Gericht würde sie sich voraussichtlich auch in Hagen mal wieder einmal eine blutige Nase holen, wie schon so oft geschehen, wenn Herr Diegel hier und anderswo das Recht der kommunalen Selbstverwaltung freihändig verletzt hat.

Anstatt sich aber mit allen Kräften dafür einzusetzen, die gültigen Ratsbeschlüsse endlich umzusetzen und gegen die unrechtmäßigen Eingriffe des RP zu verteidigen, reagiert nun Hagens neuer Oberbürgermeister ganz anders. 
Noch bevor geklärt ist, ob die Weigerung der Arnsberger Verwaltungsbehörde, bewilligte Mittel aus dem Konjunkturpaket freizugeben, überhaupt rechtmäßig war, stoppt Herr Dehm umgehend alle Planungs- und Baufortgänge beim Tierheim und spielt der Aufsicht in die Hände bzw. öffnet den Raum für Spekulationen. 

Mit einem Mal werden die für den Tierheimneubau nicht freigegebenen Mittel vom RP eigenmächtig für andere Vorhaben „verplant“ und freigegeben. So werden Fakten durch die Behörde aus Arnsberg geschaffen und man fragt sich, ob unser neuer OB oder der RP diese Stadt steuert.  
Der OB scheint im politischen Raum noch nicht angekommen zu sein. Eine Klärung dieser nicht alltäglichen Sachlage hätte auf Initiative des OB in den zuständigen politischen Gremien zeitnah erfolgen müssen. 
Stattdessen erhielten die Rats-Fraktionen zwar das Arnsberger Schreiben über die Rücknahme der freigegebenen Fördermittel vom OB zugestellt,  wie die Stadt darauf zu antworten gedenkt, erfährt die Politik dann jedoch lediglich aus der Presse – und zwar ausschließlich dort. 
Mehrfache Ankündigungen des OB, zu Jahresbeginn 2010 zumindest mit den Vorsitzenden der Ratsfraktionen über den Sachstand zu sprechen und nach Lösungen zu suchen, sind im Stadium der Ankündigung stecken geblieben. 
Hätten wir als Fraktion Bündnis 90 /Grüne nicht die heutige Sondersitzung des Rates beantragt, wäre bis zur nächsten ordentlichen Sitzung des Rates im Februar 2010 vermutlich gar nichts passiert. 

Als ob es Sache des OB und nicht dieses Rates wäre, über mögliche Reaktionen auf die institutionelle Be- oder Verhinderung seiner Beschlüsse zu entscheiden. 
Nein, der Oberbürgermeister belehrt kritische Stimmen via Presse-verlautbarung, dass man bei Herrn Diegel mit  Diplomatie angeblich am weitesten kommt. 
Diese Form der Hinterzimmerdiplomatie zwischen den beiden Verwaltungsebenen wollen wir nicht. Wir erwarten vom OB dieser Stadt, dass er die Beschlüsse des Rates zeitnah und konsequent umsetzt und kein politisches Eigenleben führt. 
Als würden Hagens bislang in den Auseinandersetzungen mit der Bezirksregierung gemachte Erfahrungen irgendeinen Anlass dafür bieten, zu glauben, dass Herr Diegel überhaupt einer Verhandlungsstrategie zugänglich sei.

In seiner Depesche aus Dezember 2009 hat er klar gemacht hat, dass er Hagen nicht etwa lediglich einen billigeren Tierheimneubau zugestehen würde, sondern schlicht gar keinen.
Und weil diese Grundsatzaussage des RP im Raum steht, bleibt uns auch völlig unklar, warum der heute hier vorliegende Antrag der CDU-Fraktion darauf abzielt, eine finanziell günstigere Planungsvariante zu erarbeiten, die dann vor den Augen eines einzelnen Verwirrten aus dem Arnsberger Forst mehr Gnade finden soll. Was bringt Sie bloß zu dieser Annahme?
Der Mann hat seine Haltung klar zum Ausdruck gebracht und dafür sogar seine Kompetenzen wieder einmal deutlich überschritten. Diesem RP noch mit „Vier Augengesprächen“ zu kommen und auf ein Einlenken zu hoffen ist doch reine Zeitverschwendung, und jede Verzögerung des Tierheimneubaus spielt den Tierheimverhinderern in die Hände, kostet Zeit und bringt das Risiko einer Verfallbarkeit der Fördermittel mit sich. 
Die Mittel aus dem Konjunkturpaket müssen in 2010 verausgabt werden!
Wir Grünen haben deshalb diese Ratssondersitzung gefordert, um einen Ratsbeschluss herbeizuführen, der den OB anweist, umgehend im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes Rechtsmittel vor dem Verwaltungsgericht gegen das Vorgehen des RP einzulegen. 
Durch den einstweiligen Rechtsschutz wird bis zur Klärung durch ein Gericht der Rechtszustand wieder hergestellt, der vor dem Zugang der RP-Depesche in Kraft war. 
Das bedeutet, bis zum Zeitpunkt einer gerichtlichen Klärung sind die vorhandenen und bewilligten Mittel für den genehmigten Zweck einsetzbar.
Heißt: Der Neubau des Tierheims könnte umgehend angefangen werden und es würden endlich Fakten geschaffen, hinter die auch ein späterer Gerichtsentscheid nicht ohne weiteres wieder zurückfallen kann. 
In vielen anderen Fällen ist dieses Vorgehen der Stadt in rechtlichen Auseinandersetzungen (zunächst Fakten zu schaffen) gängige Praxis: 
Ich könnte Ihnen aus den letzten Jahren einige prominente Bauprojekte aufzählen, bei denen die Stadt nicht sicher sein konnte, alle damit verbundenen Prozesse zu gewinnen. 
Dennoch war es bei allen juristischen Auseinandersetzungen oberstes Ziel der Verwaltung, keinen Baustopp eintreten zu lassen, um möglichst Fakten zu schaffen. 
Denn Rat und Verwaltung wussten stets zu begründen: Je weiter ein Bauvorhaben fortgeschritten ist, desto weniger führt auch ein negativer Gerichtsentscheid zu einer völligen Rückabwicklung. 
Die Devise hieß in Hagen immer: 
Wenn die Stadt ein Bauprojekt will, stoppt sie es nicht, koste es, was es wolle. 
Dieses Projekt Hat der Oberbürgermeister gestoppt, trotz einer denkbar fadenscheinigen Begründung der Aufsicht und eines erkennbar rechtswidrigen Vorgehens des RP. Was sagt Ihnen das?
Die Verwaltung vertritt in ihrer zur heutigen Sitzung präsentierten Vorlage nunmehr die Rechtsmeinung, es habe sich bei dem Schreiben des Regierungspräsidenten gar nicht um eine Rücknahme der Mittelbewilligung gehandelt. Es sei angeblich fraglich, ob es sich überhaupt um einen rechtsmittelfähigen Bescheid handelt. 
Das ist allerdings eine denkbar krause Einschätzung. Denn die Arnsberger Amtswillkür hat ja eine klar erkennbare Rechtswirkung entfaltet. Das Papier ist wirkmächtig genug, um den Oberbürgermeister zu einem Baustopp zu veranlassen, aber nicht offiziell genug, um juristisch dagegen vorzugehen, - wo gibt´s denn so was?

Herr OB und Sie, liebe Ratskollegen, Sie müssen sich schon entscheiden: 
Entweder Sie halten den Arnsberger Brief für einen Papiertiger ohne Auswirkung, - 
dann war das Handeln des OB mindestens voreilig und gefährdet die zeitgerechte Umsetzung des vom Rat beschlossenen Projekts Tierheim. 
Oder das Schreiben des RP ist offiziell und wirksam genug, um in Hagen alles auf die Bremse treten zu lassen, - 
dann gibt es selbstverständlich auch einen Rechtsweg. Wer diese klare Alternative vernebelt, erweckt wiederum nicht den Eindruck, als läge ihm viel an dem Vorhaben Tierheimneubau. 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole meinen Eingangssatz: 
Eine Sondersitzung des Rates beantragt man nicht aus Spaß an der Freude. 
Wir haben diese Sitzung beantragt, weil wir aus dem Handeln der Stadtspitze nicht den Eindruck gewinnen konnten, dass der Umsetzung gültiger Beschlüsse des Rates mehr Priorität beigemessen wird als der Willfährigkeit gegenüber fragwürdigen Anordnungen der Bezirksregierung. 
Wir hatten auch nicht den Eindruck, als sollte der Rat in der Weise beteiligt werden, wie es ihm zusteht. Wir haben erst recht nicht mehr den Eindruck, dass der Oberbürgermeister hinter dem Projekt steht. Aber was wissen wir schon, wir lesen das Wesentliche ja nur in der Zeitung!
Ich sage Ihnen, was passiert wäre, wenn wir die Dinge laufengelassen hätten: 
Im Februar hätte uns der Oberbürgermeister vermutlich mitgeteilt, dass seine diplomatischen Pflichtübungen in Arnsberg leider, leider ohne Erfolg geblieben sind. Und weil die Zeit ja schon so weit fortgeschritten sei, müsse man jetzt überlegen, ob man weiter auf das tote Pferd „Tierheim“ setzt oder die Konjunkturpaketgelder in Hagen hält, indem man sie rasch auf andere Vorhaben umschichtet. 
Im Februar hätten wir im Rat nur noch die Debatte über Alternativprojekte geführt; das Tierheim wäre zu diesem Zeitpunkt längst abgehakt – wie es Herr Diegel will und mutmaßlich auch noch der eine oder andere in diesem Hause. 

Und soll ich Ihnen was verraten: 
Wenn heute das angeblich diplomatische, rationale und mehrstufige Verfahren, das die CDU vorschlägt, eine Mehrheit erhält, wird genau das Gleiche passieren. 
Sie haben es in der Hand, das zu verhindern! Folgen Sie deshalb unserem Antrag, im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes gegen die Zurückhaltung der bewilligten Mittel aus dem Konjunkturpaket 2 durch den RP vor dem Verwaltungsgericht vorzugehen .
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